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Nächste Sitzungen
der Gremien der

Stadt Baruth/Mark

•  Stadtverordneten-
 versammlung
 am 28.07.2017 um 
 19.00 Uhr im Sitzungssaal
 der Stadtverwaltung

•  Bauausschuss:
 am 07.09.2017
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal
 der Stadtverwaltung

•  Hauptausschuss:
 am 14.09.2017
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal
 der Stadtverwaltung

•  Werksausschuss:
 am 09.10.2017
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal
 der Stadtverwaltung

•  Ausschuss für Bildung,
 Soziales und Kultur:
 am 11.09.2017
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal
 der Stadtverwaltung

•  Ausschuss für
 Wirtschaft, Infrastruktur,
 Energie und Umwelt:
 am 21.09.2017
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal
 der Stadtverwaltung

Änderungen vorbehalten!
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Amtliche Bekanntmachungen 
der Stadt Baruth/Mark

Satzung der Stadt Baruth/Mark
zur Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen nach
§§ 135 a - 135 c BauGB (Kostenerstattungssatzung)

vom 07.07.2017 

Präambel

Aufgrund von § 135 c Baugesetzbuch in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2193) 
geändert worden ist und § 3 Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl.I/07, [Nr. 
19], S.286), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
10. Juli 2014 (GVBl.I/14, [Nr. 32]), hat die Stadtverordnetenver-
sammlung der Stadt Baruth/Mark in ihrer Sitzung am 06.07.2017 
folgende Satzung beschlossen:

Inhaltsverzeichnis
§ 1 Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen
§ 2 Umfang der erstattungsfähigen Kosten
§ 3  Ermittlung der erstattungsfähigen Kosten
§ 4  Verteilung der erstattungsfähigen Kosten
§ 5 Erstattungspflichtiger
§ 6  Anforderung von Vorausleistungen
§ 7  Fälligkeit des Kostenerstattungsbetrages
§ 8  Ablösung
§ 9  Inkrafttreten

Anlage 1: Allgemeine Grundsätze für die Ausgestaltung von 
Ausgleichsmaßnahmen (Abrechnungsfähige Maßnah-
menbestandteile)  

Anlage 2: Berechnung der Eingriffspunkte und Bestimmung der 
Ausgleichswertpunkte zum Bebauungsplan Nr. 24/13 
„Windpark Groß Ziescht“ der Stadt Baruth/Mark

Anlage 3: Zuordnungsliste zum Bebauungsplan Nr. 24/13 
„Windpark Groß Ziescht“ der Stadt Baruth/Mark 
– Maßnahmen- und Flächenpool – mit Ausgleichswert-
punkten

§ 1
Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen

Kostenerstattungsbeträge für die Durchführung von zugeordneten 
Ausgleichsmaßnahmen werden nach den Bestimmungen des Bau-
gesetzbuches (BauGB) und nach Maßgabe dieser Satzung erhoben.

§ 2
Umfang der erstattungsfähigen Kosten

(1) Erstattungsfähig sind die Kosten für die Durchführung von allen 
Ausgleichsmaßnahmen, die nach § 9 Abs. 1 a BauGB zugeordnet 
sind.

(2) Die Durchführungskosten umfassen die Kosten für
1. den Erwerb und die Freilegung der Flächen für Ausgleichs-

maßnahmen, zu den Flächenerwerbskosten gehört auch der 
Wert der von der Stadt Baruth/Mark aus ihrem Vermögen 
bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung;

2. die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einschließlich ihrer 
Planung, Fertigstellungs- und Entwicklungspflege. Die Kosten 
für Landschafts- und Grünordnungspläne, mit deren Hilfe der 
Ausgleichsbedarf ermittelt wird, sind nicht erstattungsfähig.

(3) Die Ausgestaltung der Ausgleichsmaßnahmen einschließlich 
deren Durchführungsdauer und der Entwicklungspflege ergibt 
sich aus den Festsetzungen des Bebauungsplans in Verbindung 
mit den in der Anlage 1 dargestellten Grundsätzen. Der 

Bebauungsplan kann im Einzelfall von den in der Anlage 1 
beschriebenen Grundsätzen Abweichungen vorsehen. Dies 
gilt entsprechend für Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 
BauGB (Ergänzungssatzung).

§ 3
Ermittlung der erstattungsfähigen Kosten

Die erstattungsfähigen Kosten werden nach den tatsächlichen 
Kosten ermittelt.

§ 4
Verteilung der erstattungsfähigen Kosten

(1) Die nach §§ 2, 3 erstattungsfähigen Kosten werden von der 
Stadt Baruth/Mark anlässlich von Bauanträgen nach Maßgabe 
der nachfolgenden, in einer weiteren Anlage zu dieser Satzung 
konkretisierten Verteilungsmaßstäbe auf die Grundstücke ver-
teilt, denen die Maßnahmen zum Ausgleich durch Festsetzung 
nach § 9 Abs. 1a BauGB zugeordnet worden sind. Das Ergebnis 
der Kostenverteilung spiegelt den Umfang und die Schwere der 
jeweiligen Eingriffe wider.

(2) Als miteinander verbundene Verteilungsmaßstäbe werden 
gemäß § 135b BauGB verwendet:
a) die zulässige Grundfläche i.S. des § 135b Satz 2 Nr. 2 

BauGB, bestimmt durch Festsetzung im Bebauungsplan;
b) die zu erwartende Versiegelung i.S. des § 135b Satz 2 Nr. 

3 BauGB, bestimmt durch die Größe der Fläche, die gemäß 
Bauantrag vollständig oder teilweise versiegelt werden soll; 

c) die Schwere der zu erwartenden Eingriffe i.S. des § 
135b Satz 3 Nr. 4, bestimmt durch die vom Bauherren 
beantragte maximale Höhe der baulichen Anlage (Höhe 
= Oberkante der baulichen Anlage – bei Windenergieanla-
gen Masthöhe zuzüglich senkrecht aufgestellte Rotorspitze) 
und den Umfang der gemäß Bauantrag zur Errichtung der 
Windenergieanlage benötigten, mit Neuversiegelung ver-
bundenen Zuwegungen.

(3) Umfang und Schwere eines jedes Eingriffs werden unter 
Anwendung der Verteilungsmaßstäbe nach Absatz 3 in Ver-
bindung mit der Anlage zu dieser Satzung in Eingriffspunkte 
umgerechnet. Die Summe der Eingriffspunkte bestimmt die 
zum Ausgleich des Eingriffs erforderlichen Maßnahmen.

(4) Den zugeordneten Ausgleichsmaßnahmen werden 
naturschutzfachlich begründete, abwägungsgerechte Aus-
gleichswertpunkte zugeordnet. Die Summe der Ein-
griffspunkte muss grundsätzlich der Summe der Ausgleichs-
wertpunkte entsprechen. Die Berechnung der Eingriffspunkte 
und die Anzahl der mit einer bestimmten Maßnahme aus der 
Zuordnungsliste erreichbaren Ausgleichswertpunkte werden 
für jeden Bebauungsplan gesondert mit dieser Satzung festge-
legt (jeweils als Anlage).

(5) Die Anzahl der Ausgleichswertpunkte, die im Ergebnis 
der Anwendung der Verteilungsmaßstäbe zum Ausgleich der 
Eingriffe, die mit dem beantragten Vorhaben zu erwarten sind, 
durch Vollzug von Maßnahmen zum Ausgleich erreicht werden 
müssen, darf bei der Verteilung nach unten abgerundet werden, 
wenn für das Erreichen der vollen Wertpunktanzahl keine voll-
zugfähigen Maßnahmen zum Ausgleich zur Verfügung stehen. 
Die Maßnahmen dürfen bereits vor den Baumaßnahmen und 
der konkreten Zuordnung durchgeführt werden.

§ 5
Erstattungspflichtiger

Erstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des 
Kostenerstattungsbescheides Eigentümer des Grundstücks ist. 
Bei Eingriffen, die von Pächtern oder dinglich Berechtigten auf 
den betroffenen Grundstücken vollzogen werden, können auch 
die Pächter oder dinglich Berechtigten als Erstattungspflichtige 
in Anspruch genommen werden. Mehrere Erstattungspflichtige 
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sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die 
einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem 
Miteigentumsanteil erstattungspflichtig.

§ 6
Anforderung von Vorausleistungen

Die Stadt Baruth/Mark kann für Grundstücke, für die eine Kos-
tenerstattungspflicht noch nicht oder nicht in vollem Umfang 
entstanden ist, Vorauszahlungen bis zur Höhe des voraussichtlichen 
Kostenerstattungsbetrages anfordern, sobald die Grundstücke, auf 
denen Eingriffe zu erwarten sind, baulich oder gewerblich genutzt 
werden dürfen.

§ 7
Fälligkeit des Kostenerstattungsbetrages

Der Kostenerstattungsbetrag bzw. der Vorausleistungsbetrag wird 
einen Monat nach Zustellung des Anforderungsbescheids an den 
Erstattungspflichtigen fällig.

§ 8
Ablösung

Der Kostenerstattungsbetrag kann auf Antrag abgelöst werden. 
Der Ablösebetrag bemisst sich nach der voraussichtlichen Höhe 
des zu erwartenden endgültigen Erstattungsbetrages. Über die 
Ablösung ist ein Vertrag zu schließen.

§ 9
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung 
in Kraft. Zugleich tritt die Satzung der Stadt Baruth/Mark zur 
Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen nach §§ 135 a - 135 c 
BauGB (Kostenerstattungssatzung) vom 01.10.2015 außer Kraft.

Baruth/Mark, den 07.07.2017

   

gez. Ilk
Bürgermeister             Siegel

Anlage 1 zur Satzung der Stadt Baruth/Mark zur Erhebung 
von Kostenerstattungsbeträgen nach §§ 135a - 135c BauGB 
(Kostenerstattungssatzung) vom 07.07.2017

Allgemeine Grundsätze für die Ausge-
staltung von Ausgleichsmaßnahmen 

(Abrechnungsfähige Maßnahmenbestandteile):

1. Anpflanzung / Aussaat von standortheimischen Gehölzen, 
Kräutern und Gräsern

1.1. Anpflanzung von Einzelbäumen:
- Schaffung günstiger Wachstumsbedingungen durch Her-

stellen der Vegetationstragschicht nach DIN 18915 und der 
Pflanzgrube gemäß DIN 18916 - Anpflanzung von Hochstamm-
bäumen mit einem Stammumfang der Sortierung 10 - 12;

- Verankerung der Bäume und Schutz vor Beschädigungen 
sowie Sicherung der Baumscheibe; 

Fertigstellungs- und Entwicklungspflege: 8 Jahre.

1.2. Anpflanzung von Gehölzen, freiwachsenden Hecken 
 und Waldmänteln:

- Schaffung günstiger Wachstumsbedingungen durch Boden-
vorbereitung nach DIN 18915;

- Anpflanzung von Bäumen I. Ordnung mit einem Stammum-
fang der Sortierung 10 – 12, Bäumen II. Ordnung mit einem 
Stammumfang der Sortierung 10 - 12, Heistern 150 - 175 
hoch und zweimal verpflanzten Sträuchern je nach Art in der 
Sortierung 60 - 80, 80 - 100 oder 100 - 150 hoch;

- je 100 m² je ein Baum I. Ordnung, zwei Bäume II. Ordnung, 
fünf Heister und 40 Sträucher; Verankerung der Gehölze 
und Erstellung von Schutzeinrichtungen;

Fertigstellungs- und Entwicklungspflege: 8 Jahre.

1.3. Anlage standortgerechter Wälder/ ökologischer Wald-
umbau:
- Schaffung günstiger Wachstumsbedingungen durch Boden-

vorbereitung nach DIN 18915;
- Aufforstung von standortgerechten Arten; mindestens 3.500 

Stück je ha, Pflanzen 1 bis 3 jährig, Höhe 20 – 50 cm;
- Erstellung von Schutzeinrichtungen;
- Ökologischer Waldumbau ist nach Maßgabe der beigefügten 

Kriterien zur Anlage standortgerechter Mischwälder zu 
vollziehen (s. Seiten 8 bis 10 der ausgefertigten Satzung).

 Fertigstellungs- und Entwicklungspflege: 5 Jahre – Kontrolle 
der angepflanzten Mindeststückzahl bei der Endabnahme nach 
fünf Jahren.

1.4. Schaffung von Streuobstwiesen (Ein Wertpunkt pro 
300 m² Streuobstwiese):
- Schaffung günstiger Wachstumsbedingungen durch Boden-

vorbereitung nach DIN 18915; 
- Anpflanzung von Obstbaumhochstämmen und Befestigung der 

Bäume; je 100 m² je ein Obstbaum der Sortierung 10 - 12;
-  Einsaat Gras-/Kräutermischung;
-  Erstellung von Schutzeinrichtungen;
Fertigstellungs- und Entwicklungspflege:  10 Jahre.

1.5. Anlage von naturnahen Wiesen und Krautsäumen:
-  Schaffung günstiger Wachstumsbedingungen durch Boden-

vorbereitung;
-  Einsaat von Wiesenkräutern und –gräsern, möglichst aus 

autochthonem Saatgut;
Fertigstellungs- und Entwicklungspflege: 5 Jahre.

2. Schaffung und Renaturierung von Wasserflächen:

2.1. Herstellung von Stillgewässern:
-  Aushub und Einbau bzw. Abfuhr des anstehenden Bodens;
-  ggf. Abdichtung des Untergrundes;
-  Anpflanzung standortheimischer Pflanzen;
Fertigstellungs- und Entwicklungspflege: 5 Jahre.

2.2. Renaturierung von Still- und Fließgewässern:
-   Offenlegung und Rückbau von technischen Ufer- und Sohl-

befestigungen;
-   Gestaltung der Ufer und Einbau natürlicher Baustoffe unter 

Berücksichtigung ingenieurbiologischer Vorgaben;
-   Anpflanzung standortheimischer Pflanzen;
-  Entschlammung;
Fertigstellungs- und Entwicklungspflege: 5 Jahre.
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3. Begrünung von baulichen Anlagen:

3.1. Fassadenbegrünung:
-  Anpflanzung von selbstklimmenden Pflanzen;
-  Anbringung von Kletterhilfen und Pflanzung von Schling- und 

Kletterpflanzen;
-  eine Pflanze je 2 laufende Meter;
Fertigstellungs- und Entwicklungspflege: 2 Jahre.

3.2. Dachbegrünung
-  intensive Begrünung von Dachflächen;
-  extensive Begrünung von Dachflächen;
Fertigstellungs- und Entwicklungspflege: 5 Jahre.

4. Entsiegelung und Maßnahmen zur Grundwasseranrei-
cherung:

4.1. Entsiegelung befestigter Flächen:
-  Ausbau und Abfuhr wasserundurchlässiger Beläge;
-  Aufreißen wasserundurchlässiger Unterbauschichten;
-  Einbau wasserdurchlässiger Deckschichten;
Fertigstellungs- und Entwicklungspflege: 1 Jahr.

4.2. Maßnahmen zur Grundwasseranreicherung:
-  Schaffung von Gräben und Mulden zur Regenwasserversi-

ckerung;
-  Rückbau/Anstau von Entwässerungsgräben, Verschließen 

von Drainagen;
Fertigstellungs- und Entwicklungspflege: 1 Jahr.

5. Maßnahmen zur Extensivierung:
 

5.1. Umwandlung von Acker bzw. intensivem Grünland in 
Acker- und Grünlandbrache:

-  Nutzungsaufgabe;
Fertigstellungs- und Entwicklungspflege: 1 Jahr.

5.2. Umwandlung von Acker in Ruderalflur:
-  ggf. Abtragen und Abtransport des Oberbodens;
Fertigstellungs- und Entwicklungspflege: 1 Jahr.

5.3. Umwandlung von Acker in extensiv genutztes Grünland:
-  Bodenvorbereitung ggf. Abtragen und Abtransport des 

Oberbodens;
-  Einsaat von Wiesengräsern und Kräutern;
Fertigstellungs- und Entwicklungspflege: 5 Jahre.

5.4. Umwandlung von intensivem Grünland in extensiv 
genutztes Grünland:

-  Nutzungsreduzierung;
-  Aushagerung durch Mahd und Verwertung oder Abtransport 

des Mähguts;
-  bei Feuchtgrünland Rückbau von Entwässerungsmaßnahmen;
Fertigstellungs- und Entwicklungspflege: 8 Jahre.
 

Die Maßnahmen- und Entwicklungspflege kann im Einzelfall 
nach Maßgabe des Bedarfs und des Anspruchs der Einzel-
maßnahme bis auf 20 Jahre (Erhaltungspflege) verlängert 
werden.

zu 1.3.: Kriterien zur Anlage standortgerechter Mischwälder 
(ökologischer Waldumbau):
Der ökologische Waldumbau hat nach den für den Landeswald 
Brandenburg jeweils geltenden Waldbau- und Qualitätsstandards 
(z. Zt. Grüner Ordner 2004)1, des Bestandeszieltypenerlasses des 

Landes Brandenburgs (BZT-Erlasses) 2, nach den anerkannten 
Regeln zum Einsatz der Technik und im Sinne der guten forstlichen 
Praxis zu erfolgen. Es sind die nachfolgend genannten Baum- und 
Straucharten, in den jeweils genannten Flächenanteilen, Pflanzver-
bänden und Sortimenten zu verwenden. 

Baumarten Pflanz-
verband (m)

Sortiment/Höhe (cm)

Stieleiche           2,0 x 0,65 2 jähriger Sämling, 20 – 40

Traubeneiche 2 jähriger Sämling, 30 - 50

Winterlinde 2 jähriger Sämling, 30 – 50

Hainbuche 2 jähriger Sämling, 20 – 40

Gemeine Birke 1 jähriger Sämling, 20 - 40

Feldahorn 2,0 x 1,0 2 jähriger Sämling, 30 - 50

Haselnuss 2 jähriger Sämling, 30 - 50

Eingriffeliger 
Weißdorn

2 jähriger Sämling, 30 - 50

Schlehdorn 1 jähriger Sämling, 30 - 50

Faulbaum 2 jähriger Sämling, 30 - 50

Holzapfel 2 jähriger Sämling, 30 - 50

Kultur-Birne 2 jähriger Sämling, 30 - 50

Sal-Weide 1 jähriger Sämling, 30 - 50

Hunds-Rose 2 jähriger Sämling, 30 - 50

Hecken-Rose 2 jähriger Sämling, 30 - 50

Eberesche 2 jähriger Sämling, 30 - 50
 
Für alle Maßnahmen ist ausschließlich nur zugelassenes Vermeh-
rungsgut (Pflanzmaterial) i. S. des Forstvermehrungsgutgesetzes 
(FoVG) 3 aus dem Herkunftsgebiet „Mittel- und Ostdeutsches 
Tiefland“ zu verwenden. Der Herkunftsnachweis des forstlichen 
Vermehrungsgutes ist durch Vorlage des Lieferscheins einer Baum-
schule im Original oder in amtlich beglaubigter Kopie unverzüglich 
zu erbringen. Dabei sind folgende Herkunftsgebiete zulässig:      

Baumart Herkunftsgebiet

Stieleiche 817 04

Traubeneiche 818 04

Winterlinde 823 03

Gemeine Birke 804 02

Hainbuche 806 02

Für die Anlage des Waldrandes sind Sträucher zu verwenden, 
die dem Erlass des MIL und des MUGV zur Sicherung gebietshei-
mischer Herkünfte für die Pflanzung von Gehölzen in der freien 
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Natur4 entsprechen. Ein entsprechender Nachweis der Baumschule 
ist zu erbringen.
Die Flächen sind mit einem Wildschutzzaun (damwild-, rehwild- 
und hasensicher, 1,60 m hoch) gem. § 8 Abs. 1 und 2 BbgJagdDV5 
zu sichern und nach Sicherung der Kultur wieder zu entfernen 
und ordnungsgemäß zu entsorgen. Die Zaunhöhe ist an die örtlich 
vorkommenden Wildarten anzupassen. Für die Bereiche Groß 
Ziescht, Petkus und Mückendorf ist von vorkommendem Rotwild 
auszugehen, weshalb ein 2 m hoher Zaun (ebenfalls rehwild-und 
hasensicher) erforderlich ist. Für die Flächen in Baruth und Zau-
che wird der ursprünglich vorgesehene Zaun (1,6 m Höhe) als 
ausreichend betrachtet.

Bei Bedarf sind für alle Maßnahmen jeweils im 1. bis 5. Standjahr 
Kulturpflegen durchzuführen. Darüber hinaus hat bei Bedarf ein 
Schutz vor forstschädlichen Mäusen zu erfolgen. 

Die aufwachsenden Kulturen sind für alle Maßnahmen bei mehr als 
20% Pflanzenausfall in der unmittelbar auf den Ausfall folgenden 
Pflanzperiode nachzubessern. Die Nachbesserungspflicht besteht 
bis zur protokollarischen Endabnahme. 

Nachträglich notwendig werdende Abweichungen sind nur im Ein-
vernehmen mit der Stadt Baruth/Mark und sonstigen zuständigen 
Stellen möglich und zu protokollieren. Die erfolgte Kulturbegrün-
dung (Pflanzung) ist unverzüglich gegenüber der Stadt Baruth/Mark 
anzuzeigen. Die Auflagen gelten als erfüllt, wenn die Bestätigung 
durch  die zuständige Stelle in Form eines Endabnahmepro-
tokolls (frühestens 5 Jahre nach der Pflanzung) erfolgte. Bis zu 
diesem Zeitpunkt (gesicherte Kultur) sind eventuell aufgetretene 
Pflanzenausfälle nachzubessern und notwendige Pflegearbeiten 
durchzuführen. 

Unter gesicherter Kultur wird hier eine mit jungen Waldbäumen 
und -sträuchern bestandene Fläche verstanden, die aufgrund ihrer 
Form, Größe und der Verteilung der Bestockung Waldeigen-
schaften ausgebildet hat und nachhaltig die Erfüllung von Schutz-, 
Nutz- oder Erholungsfunktionen erwarten lässt. Sie kann gleicher-
maßen aus Pflanzung, Saat, Naturverjüngung und/oder Sukzession 
entstanden sein. Insbesondere sind folgende quantitativen und 
qualitativen Kriterien zu erfüllen:

Die Bestockung ist dem Kulturstadium entwachsen (etwa hüft- bis 
mannshoch). Es sind weder Nachbesserungen von Pflanzenausfällen 
noch Kulturpflege- und Kultursicherungsmaßnahmen erforderlich.

Für gesicherte Kulturen gelten folgende Mindestpflanzenzahlen:

Baumart Freiflächenkultur Voranbau

Stiel- und Traubeneiche 5500 2000 bis 4000

Birke, Hainbuche, Linde, 
Aspe, Ahorn, Robinie, 
sonstiges Laubholz

5500 3300 (bei
waldbaulicher 
Eignung)

Rotbuche 5500 2000 bis 4000

Erle 2500

Der forstliche Standort muss mindestens einem Z2 (ziemlich 
arme Nährkraft- und mittelfrische Wasserversorgung) entspre-
chen. Das Alter des vorhandenen Nadelholzes muss mindestens 
60 Jahre betragen. Der verbleibende Nadelholzbestand muss die 
eingebrachten Laubgehölze auf mindestens 40% der Fläche sowie 
mindestens 10 Jahre lang überschirmen (schützen).

Bei Mischbeständen gelten die Zahlen jeweils für die anteiligen 
Flächen der Baumart.

In die Ermittlung der Pflanzenzahlen sind auch alle natürlich 
angekommenen, standortgerechten Baumarten einzubeziehen. 
Standortgerechte Straucharten werden bis zu einem Flächenanteil 
von 20% der jeweils abzunehmenden Kultur akzeptiert.
Bezugseinheit für die Anerkennung der gesicherten Kultur ist die 
abgrenzbare Einzelfläche. Die Bäume sind weitgehend gleichmä-
ßig verteilt. Fehlstellen dürfen 10% der betrachteten bestockten 
Fläche nicht übersteigen und nicht größer als 1.000 m² sein.

Wildschäden dürfen einen tolerierbaren Rahmen nicht überstei-
gen, d. h. die Flächen müssen erwarten lassen, dass auf ihnen eine 
nachhaltige Erfüllung der Waldfunktionen möglich ist.

Rechtsgrundlagen für die Kriterien zur Anlage standortge-
rechter Mischwälder (ökologischer Waldumbau)

1. Waldbau-Richtlinie 2004 „Grüner Ordner“ der Brandenbur-
ger Landesforstverwaltung

2. Erlass zur „Neufassung der Bestandeszieltypen für die 
Wälder des Landes Brandenburg“ vom 08. Juni 2006

3. Forstvermehrungsgutgesetz (FoVG) vom 22. Mai 2002 (BGBl. 
I S. 1658), zuletzt geändert durch Artikel 37 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1934)

4. Erlass des Ministeriums für Landwirtschaft, Umweltschutz und 
Raumordnung zur Sicherung gebietsheimischer Herkünfte 
bei der Pflanzung von Gehölzen in der freien Landschaft vom 
18. September 2013 (ABl. S. 2812)

5. Verordnung zur Durchführung des Jagdgesetzes für das Land 
Brandenburg (BbgJagdDV) vom 02. April 2004 (GVBl. II/04, 
Nr. 10, S. 305), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 26. Mai 2008 (GVBl. II/08, Nr. 17, S. 238)

6. Verordnung über Herkunftsgebiete für forstliches Vermeh-
rungsgut (Forstvermehrungsgut-Herkunftsgebietsverordnung 
(FoVHgV)) vom 7. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3578), geändert 
durch die Verordnung vom 15. Januar 2003 (BGBl. I S. 238) 

Anlage 2 zur Satzung der Stadt Baruth/Mark zur Erhebung 
von Kostenerstattungsbeträgen nach §§ 135a - 135c BauGB 
(Kostenerstattungssatzung) vom 07.07.2017

Berechnung der Eingriffspunkte und Bestimmung der 
Ausgleichswertpunkte zum Bebauungsplan Nr. 24/13 
„Windpark Groß Ziescht“ der Stadt Baruth/Mark:

A.  Berechnung der Eingriffspunkte
(1)  Der Umfang des Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft wird 

anhand folgender Indikatoren festgestellt:
- Indikator für den Eingriff in das Landschaftsbild ist die Höhe 

der baulichen Anlage (Rotorspitze senkrechtgestellt) nach 
Maßgabe des Absatzes 2;

- Indikator für den Eingriff in das Schutzgut Boden (einschließ-
lich Grundwasser) ist die Versiegelung nach Maßgabe des 
Absatzes 3;

- Indikator für den Eingriff in die Schutzgüter Pflanzen und 
Tiere in ihrer biologischen Vielfalt und als Arten- und 
Lebensgemeinschaft ist der Biotopwert der Eingriffsfläche 
nach Maßgabe des Absatzes 4.

Die Schutzgüter Oberflächenwasser, Luft und Klima werden durch 
die mit der Errichtung der Windkraftanlagen verbundenen Eingriffe 
nicht oder nur unerheblich nachteilig berührt.
(2) Die Eingriffe in das Landschaftsbild werden wie folgt bemessen: 

- Ein Eingriffspunkt pro angefangene 2,3 Höhenmeter.
Bei Abbau einer bereits vorhandenen Anlage und Errichtung einer 
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Neuanlage an wesentlich gleicher Stelle, sind nur die gegenüber 
der Altanlage zusätzlichen Höhenmeter in die Berechnung einzu-
beziehen.
(3) Die Eingriffe in den Boden durch Versiegelung werden wie folgt 

bemessen:
- Ein Eingriffspunkt pro angefangene 200 m² dauerhaft voll 

versiegelter Fläche und 
- ein Eingriffspunkt pro angefangene 1.500 m² zeitweilig voll 

versiegelter Fläche. 
Nicht vollständig versiegelte Flächen sind mit der Hälfte ihres 
Flächenumfangs in die Berechnung einzubeziehen.
(4)  Die Eingriffe in das Schutzgut „Tiere und Pflanzen, Arten 

und Lebensgemeinschaften“ werden wie folgt bemessen: Als 
Eingriffsfläche gilt die im Bebauungsplan festgesetzte zulässige 
Grundfläche. Die Eingriffspunkte werden danach wie folgt 
bemessen:

Bemessung Merkmale des 
Biotopwerts

Eingriffs-
punkte
pro angefan-
gene 700 m² 
zulässige
Grundfläche

- sehr hoher 
  Biotopwert 

Bewaldete Fläche 4

- hoher  Biotopwert Mit Busch- und 
Strauchwerk bewach-
sene Fläche

3

- durchschnittlicher 
  Biotopwert

Ackerbrachfläche 2

- niedriger 
  Biotopwert,

Intensivacker 1

- sehr niedriger 
  Biotopwert

Verdichtete Fläche
(Weg)

0,5

- kein Biotopwert Versiegelte Fläche 0

B. Bestimmung der Wertpunkte der zugeordneten Maß-
nahmen zum Ausgleich (Ausgleichswertpunkte)

Siehe dazu die nachfolgende Anlage 3  - Zuordnungsliste zum 
Bebauungsplan Nr. 24/13 „Windpark Groß Ziescht“ der Stadt 
Baruth/Mark – Maßnahmen- und Flächenpool  mit den dort ver-
merkten Ausgleichswertpunkten. Die in der Anlage 3 vermerkten 
Ausgleichswertpunkte werden durch diese Satzung verbindlich 
festgelegt.

Anlage 3 zur Satzung der Stadt Baruth/Mark zur Erhebung 
von Kostenerstattungsbeträgen nach §§ 135a - 135c BauGB 
(Kostenerstattungssatzung) vom 07.07.2017

Zuordnungsliste zum Bebauungsplan Nr. 24/13 „Windpark 
Groß Ziescht“ der Stadt Baruth/Mark – Maßnahmen- und 
Flächenpool – mit Ausgleichswertpunkten

* Legende zum Maßnahmentyp (Maßn-Typ)

A Pflanzung Allee / Baumreihe / Einzelbaum

B Pflanzung Feldhecke

C Pflege und Entwicklung Vegetationsinsel

D Pflege und Entwicklung Streuobstwiese

E Pflege und Entwicklung alter Alleen

F Pflege und Entwicklung historischer Parkanlage

G Anlage von Feuchtbiotopen und Teichen

H Schutz bedrohter Arten

I Entsiegelungsmaßnahmen

J Ökologischer Waldumbau

K Erstaufforstung
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** Die mit ** gekennzeichneten Maßnahmen beruhen auf Vor-
schlägen von Seiten der Windenergiebetreiber. Die konkrete 
Zuordnung der Maßnahmen erfolgt in diesen Fällen nur unter der 
Voraussetzung, dass der jeweilige Betreiber vor der verbindlichen 
Zuordnung die Flächenverfügbarkeit nachweist. Siehe hierzu näher 
die Begründung, Kapitel 2.2.6
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Bekanntmachung
über die Durchführung eines Volksbegehrens 

„Bürgernähe erhalten –  Kreisreform stoppen“

Die Vertreter der Volksinitiative „Bürgernähe erhalten - Kreis-
reform stoppen“ haben fristgemäß die Durchführung eines 
Volksbegehrens verlangt. Die Landesregierung oder ein Drittel der 
Mitglieder des Landtages Brandenburg haben innerhalb der Frist 
des § 13 Abs. 3 des Volksabstimmungsgesetzes (VAGBbg) keine 
Klage gegen die Zulässigkeit des Volksbegehrens anhängig gemacht.

Das Volksbegehren kann durch alle stimmberechtigten Bürgerinnen 
und Bürger ab dem

29. August 2017 bis zum 28. Februar 2018

durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungslisten oder durch 
briefliche Eintragung auf den Eintragungsscheinen unterstützt 
werden. Gemäß § 17 Abs. 2 VAGBbg können die Bürgerinnen 
und Bürger ihr Eintragungsrecht durch Eintragung in die amtliche 
Eintragungsliste nur bei der Abstimmungsbehörde der Gemeinde 
ausüben, in der sie ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre 
Hauptwohnung oder, sofern sie keine Wohnung in der Bundesre-
publik Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben; 
diese Bürgerinnen und Bürger können ihr Eintragungsrecht jedoch 
auch bei den zu Buchstabe A) angeführten weiteren Eintragungs-
stellen ausüben.

Eintragungsberechtigt sind gemäß § 16 VAGBbg in Verbindung mit 
§§ 5 und 7 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes (BbgL-
WahlG) alle deutschen Bürgerinnen und Bürger, die zum Zeitpunkt 
der Eintragung oder spätestens am 28. Februar 2018
- das 16. Lebensjahr vollendet haben, also vor dem 1. März 2002 

geboren sind,
- seit mindestens einem Monat im Land Brandenburg ihren 

ständigen Wohnsitz oder, sofern sie keine Wohnung in der 
Bundesrepublik Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt haben sowie

- nicht nach § 7 BbgLWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.

A) Unterstützung des Volksbegehrens durch Eintragung in 
Eintragungslisten
Das Volksbegehren kann durch Eintragung in die ausliegenden 
Eintragungslisten in den folgenden Eintragungsräumen der Abstim-
mungsbehörde (Nummer 1) bis Mittwoch, den 28. Februar 2018, 
16 Uhr unterstützt werden:

Lfd.
Nr.

Eintragungsstellen Eintragungszeiten

1 Stadtverwaltung Baruth/Mark 
- Bürgerbüro - 
Ernst- Thälmann- Platz 4, 
15837 Baruth/Mark

Montag und Dienstag:
07.30 Uhr bis 16.30 Uhr
Donnerstag:
07.30 Uhr bis 18.30 Uhr
Freitag:
07.30 Uhr bis 12.30 Uhr

Personen, die sich in die Eintragungslisten eintragen wollen, haben 
sich über ihre Person auszuweisen (§ 7 Abs. 1 Volksbegehrensver-
fahrensverordnung - VVVBbg).

Wer sich in die Eintragungsliste einträgt, muss persönlich und 
handschriftlich unterzeichnen. Neben der Unterschrift sind Fami-
lienname, Vorname, Tag der Geburt, Wohnort und Wohnung, 

bei mehreren Wohnungen die Hauptwohnung oder gewöhnlicher 
Aufenthalt, sowie der Tag der Eintragung lesbar einzutragen (§ 18 
Abs. 1 VAGBbg i. V. m. § 8 Abs. 1 VVVBbg). Eine Eintragung kann 
nach § 18 Abs. 2 VAGBbg nicht mehr zurückgenommen werden.

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen 
Behinderung nicht in der Lage sind, die Eintragung selbst vorzuneh-
men und dies mit Hinweis auf ihre Behinderung zur Niederschrift 
erklären, werden von Amts wegen in die Eintragungsliste einge-
tragen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg i. V. m. § 8 Abs. 2 VVVBbg).

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen 
Behinderung den Eintragungsraum nicht oder nur unter unzumut-
baren Schwierigkeiten aufsuchen können, können eine Person ihres 
Vertrauens (Hilfsperson) mit der Ausübung ihres Eintragungsrechts 
beauftragen. Hierfür ist der Hilfsperson eine entsprechende Voll-
macht durch die eintragungsberechtigte Person auszustellen (§ 15 
Abs. 2 Satz 2 VAGBbg i. V. m. § 7 Abs. 4 VVVBbg).

B) Unterstützung des Volksbegehrens durch briefliche 
Eintragung 
Jeder Eintragungsberechtigte hat das Recht, auf Antrag das Volks-
begehren durch briefliche Eintragung zu unterstützen. Der Antrag 
kann von der eintragungsberechtigten Person selbst oder einer 
von ihr bevollmächtigten Person schriftlich, elektronisch (z. B. 
per E-Mail oder Fax) oder mündlich (zur Niederschrift) bei der 
Abstimmungsbehörde gestellt werden, in der die eintragungs-
berechtigte Person ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre 
Hauptwohnung, oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Bei der 
elektronischen Antragstellung ist der Tag der Geburt der antrag-
stellenden Person anzugeben (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 
2 Satz 2 VAGBbg). Eine fernmündliche Antragstellung ist unzulässig.

Die antragstellende Person kann sich bei der Antragstellung auch 
der Hilfe einer Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bedienen (§ 
15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg).

Eintragungsscheine können bis zwei Tage vor Ablauf der Eintra-
gungsfrist beantragt werden (§ 8a Abs. 5 VVVBbg).

Die für die briefliche Eintragung erforderlichen Unterlagen (Ein-
tragungsschein und Briefumschlag) werden der antragstellenden 
Person entgeltfrei übersandt. 

Die Eintragung muss persönlich vollzogen werden. Wer wegen 
einer körperlichen Behinderung nicht in der Lage ist, die briefliche 
Eintragung persönlich zu vollziehen, kann sich der Hilfe einer 
Person (Hilfsperson) bedienen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 
Abs. 2 Satz 2 VAGBbg). Auf dem Eintragungsschein hat die ein-
tragungsberechtigte Person oder die Hilfsperson gegenüber der 
Abstimmungsbehörde an Eides statt zu versichern, dass sie die 
Erklärung der Unterstützung des Volksbegehrens persönlich oder 
nach dem erklärten Willen der eintragungsberechtigten Person 
abgegeben hat (§ 15 Abs. 7 VAGBbg).

Bei der brieflichen Eintragung muss der Eintragungsberechtigte den 
Eintragungsschein so rechtzeitig an die auf dem amtlichen Brief-
umschlag angegebene Stelle absenden, dass der Eintragungsbrief 
dort spätestens am 28. Februar 2018, 16 Uhr eingeht.

Der Eintragungsbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich 
befördert. Der Eintragungsbrief kann auch bei der auf dem Brief-
umschlag angegebenen Stelle abgegeben werden.
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Das verlangte Volksbegehren hat folgenden Wortlaut:

„Bürgernähe erhalten - Kreisreform stoppen“

Wir, die Unterzeichner dieser Volksinitiative, wollen, dass unsere 
Landkreise und kreisfreien Städte in 
ihrem jetzigen Bestand erhalten bleiben, um Bürgernähe zu 
gewährleisten.

Der Landtag möge beschließen:
I. Der Beschluss des Landtags Brandenburg vom 13. Juli 2016 

(Drucksache 6/4528-B - Entwurf des Leitbildes für die Ver-
waltungsstrukturreform 2019) wird hiermit aufgehoben.

II. Die Landkreise Barnim, Dahme-Spreewald, Elbe-Elster, Havel-
land, Märkisch-Oderland, Oberhavel, Oberspreewald-Lausitz, 
Oder-Spree, Ostprignitz-Ruppin, Potsdam-Mittelmark, 
Prignitz, Spree-Neiße, Teltow-Fläming und Uckermark sowie 
die kreisfreien Städte Brandenburg an der Havel, Cottbus, 
Frankfurt (Oder) und die Landeshauptstadt Potsdam bleiben 
in ihrem Bestand erhalten. Gebietsänderungen oder Ein-
kreisungen sollen nicht gegen den Willen der bestehenden 
Landkreise und kreisfreien Städte vollzogen werden.

III. Die Landesregierung wird aufgefordert, ein Konzept zur Ver-
besserung der Leistungsfähigkeit der Kommunalverwaltungen 
mittels interkommunaler Zusammenarbeit einschließlich der 
dazu erforderlichen Gesetzentwürfe vorzulegen.

Namen und Anschriften der Vertreter und Stellvertreter

Vertreter:  Stellvertreter:
Hans Lange  Marek Wöller-Beetz
Glövziner Straße 1  Badestraße 17
19357 Karstädt OT Premslin  17291 Prenzlau
Prignitz  Uckermark

Bernd Albers  Klaus Rocher
Falkenstraße 26b  Kurze Straße 1
14532 Stahnsdorf  15834 Rangsdorf 
Potsdam-Mittelmark  OT Groß Machnow
 Teltow-Fläming

Dr. Dietlind Tiemann  Holger Kelch
Neue Weinberge 21  Virchowstraße 7
14776 Brandenburg an der Havel  03044 Cottbus

Hans-Peter Goetz  Olaf Klempert
Wiesenstraße 17  Fürstenwalder Straße 1
14513 Teltow 15848 Rietz-Neuendorf
Potsdam-Mittelmark  Oder-Spree

Michael Oecknigk  Daniel Mende
Palombinistraße 30  Wahrenbrücker Straße 2a
04916 Herzberg (Elster) 03253 Schönborn
Elbe-Elster  Elbe-Elster

Baruth/Mark, den 07.07.2017

Die Abstimmungsbehörde

   

gez. Ilk
Bürgermeister         Dienstsiegel
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Sonstige amtliche Bekanntmachungen

Bekanntmachung der 
Angliederungsjagdgenossenschaft 

EJB Nr. 257 „Klasdorf“ über die Fest-
setzung und Auszahlung des 

Entschädigungsanspruchs der Jagdgenossen

Unter Hinweis auf die Beschlussfassung in der Genossenschafts-
versammlung der Angliederungsjagdgenossenschaft „EJB Nr. 257 
„Klasdorf“ vom 26.04.2016 - bestätigt durch Beschluss in der 
Genossenschaftsversammlung vom 04.07.2017 - wird mitgeteilt, 
dass der Entschädigungsanspruch der Mitglieder der Genossen-
schaft 7,50 €/ha für die Jagdjahre 2012/2013 bis einschließlich des 
Jagdjahres 2015/2016 beträgt.

Die Auskehr der Entschädigungszahlungen hat in der Weise zu 
erfolgen, dass die ausstehenden Beträge direkt auf die Konten 
der Jagdgenossen überwiesen werden. Daher wird nochmals 
darum gebeten, besagte Kontodaten 

bis spätestens zum 31.08.2017

dem Vorsitzenden der Angliederungsjagdgenossenschaft 
EJB Nr. 257 „Klasdorf“, Groß Zieschter Dorfstraße 2, 15837 
Baruth/Mark 

schriftlich mitzuteilen. Die Vertraulichkeit der übersandten 
Daten wird ausdrücklich zugesichert. Etwaige Empfangsvoll-
machten für weitere Jagdgenossen sind im Original mitzuschicken.

Die Überweisung erfolgt voraussichtlich 14 Tage nach Eingang 
der Kontodaten.

Baruth/Mark, den 11.07.2017

gez. Hüsgen
Jagdvorsteher

Bekanntmachung des
 Gewässerunterhaltungsverbandes 

“Obere Dahme/ Berste” 
Verbandssitz: 15926 Luckau OT Görlsdorf Garrenchen Nr. 16

Telefon: 03544 – 4290  Fax: 03544 - 6364
E-Mail: info@guv-garrenchen.de; Internet: www.guv-garrenchen.de

     
Der Gewässerunterhaltungsverband sowie dessen beauftragte 
Unternehmen führen in der Zeit von Juli 2017 bis Februar 
2018 die planmäßigen Unterhaltungsarbeiten an den Gewässern 
II. Ordnung innerhalb des Verbandsterritoriums durch.

Gemäß § 41 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. Teil I S. 2585) und 
des § 84 des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 02.03.2012 (GVBl. I/12, Nr. 
20) kündigen wir hiermit die Durchführung der Unterhaltungsar-
beiten und die damit verbundene vorübergehende Benutzung der 
Anliegergrundstücke an. 
Gemäß § 41 des Wasserhaushaltsgesetzes und des § 84 
BbgWG haben die Eigentümer, Anlieger und Hinterlieger sowie 
Nutzungsberechtigten der Gewässer zu dulden, dass die Unterhal-
tungspflichtigen oder deren Beauftragte die Grundstücke betreten, 
befahren, vorübergehend benutzen, Kraut und Aushub ablegen, auf 
den Grundstücken einebnen und aus ihnen bei Bedarf Bestandteile 
für die Unterhaltung entnehmen. 
Es besteht die gesetzliche Verpflichtung, dass die Uferrandstrei-
fen in erforderliche Breite so zu bewirtschaften sind, dass die 
Gewässerunterhaltung nicht beeinträchtigt wird. Die Breite der 
Uferschutzstreifen beträgt bei Gewässern II. Ordnung 5,0 Meter 
landeinwärts ab der Böschungsoberkante. 

Erhöhen sich die Kosten der Unterhaltung, insbesondere weil ein 
Grundstück in seinem Bestand besonders gesichert werden muss 
oder weil eine Anlage im oder am Gewässer oder Einleitungen die 
Unterhaltung erschweren, so hat der Eigentümer des Grundstücks 
oder der Anlage oder der Verursacher die Mehrkosten zu ersetzen. 
(§ 85 Bbg WG).

Erforderliche Abstimmungen werden zwischen den Gewässer-
anliegern und dem Gewässerunterhaltungs-verband bzw. dessen 
beauftragten Unternehmen rechtzeitig vorgenommen.
An dieser Stelle wird auch darauf verwiesen, dass die Errichtung 
sämtlicher Anlagen (wie Zäune, feste Koppeln, Gehölzpflanzungen 
u. ä.) in und an Gewässern nach § 87 BbgWG durch die zuständige 
Untere Wasserbehörde des betreffenden Landkreises genehmi-
gungspflichtig sind. 

Unabhängig davon müssen Anlagen, die durch die technischen 
Maßnahmen der Gewässerunterhaltung beschädigt werden 
könnten (wie Grenzsteine, Rohrleitungsein- und –ausläufe u. ä.) 
mit einem Pfahl, mindestens 1,50 Meter über Geländeoberkante, 
gekennzeichnet werden.

Zur Beantwortung von Fragen oder Abstimmungen im Zusam-
menhang mit der angezeigten Gewässer-unterhaltung wenden Sie 
sich bitte an den Gewässerunterhaltungsverband „Obere Dahme /
Berste“. Zur reibungslosen Durchführung der Gewässerunterhal-
tungsmaßnahmen bitten wir um die Absicherung der notwendigen 
„Baufreiheit“ an den Gewässern und die Gewährleistung der unge-
hinderten Zufahrt und zeitweisen Grundstücksbenutzung durch 
die mit den Unterhaltungsmaßnahmen beauftragten Personen 
oder Unternehmen.

Garrenchen, im Juni 2017

gez. Kahlbaum              gez. Schmidt 
(Verbandsvorsteher)  (Verbandsgeschäftsführerin)
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Öffentliche Bekanntmachung des
Gewässerunterhaltungsverbandes 

„Kremitz-Neugraben“
(Körperschaft des öffentlichen Rechts)

Verbandssitz: 
Hauptstraße 23, 04938 Uebigau-Wahrenbrück, OT Wiederau

Tel.: 035365 / 440518, Fax: 035365 / 440519, 
E-Mail: info@guv-kremitz-neugraben.de

In der Zeit vom 1. Juli 2017 bis Ende Februar 2018 führen 
der Gewässerunterhaltungsverband „Kremitz-Neugraben“ sowie 
die von uns beauftragten Unternehmen die planmäßigen Unter-
haltungsarbeiten an den Gewässern I. und II. Ordnung sowie an 
den Hochwasserschutzdeichen innerhalb des Verbandsgebietes 
durch. In wasserwirtschaftlichen Bedarfsfällen (zur Sicherung des 
Wasserabflusses oder der Hochwasservorsorge) muss die Gewäs-
serunterhaltung auch außerhalb dieser Zeit erfolgen.

Im Sinne der Regelung des § 41 Abs. 4 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I Nr. 51 S. 2585 v. 06.08.2009) 
in Verbindung mit § 84 des Brandenburgischen Wassergesetzes 
(BbgWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 08.12.2004 
(GVBl. 1/2005, Nr.5 S. 50) zuletzt geändert in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 02. März 2012 (GVBl. 1/12, Nr.20 ) kündigen 
wir die Durchführung der Unterhaltungsarbeiten und die damit ver-
bundene vorübergehende Benutzung der Anliegergrundstücke an.

Gemäß § 41 WHG und der §§ 84, 97 und 98 BbgWG haben die 
Eigentümer, Anlieger und Hinterlieger sowie Nutzungsberech-
tigten der Gewässer, Deiche und Vorländer zu dulden, dass die 
Unterhaltungspflichtigen oder deren Beauftragte die Grundstücke 
betreten, befahren, vorübergehend benutzen, Kraut und Aushub 
ablegen, auf den Grundstücken einebnen und aus ihnen bei Bedarf 
Bestandteile für die Unterhaltung entnehmen. Sie haben ferner 
zu dulden, dass die Uferbereiche im Interesse der Unterhaltung 
oder der naturnahen Entwicklung der Gewässer standorttypisch 
bepflanzt werden.

Es besteht die gesetzliche Verpflichtung der Grundflächeneigen-
tümer und –nutzer, die Uferbereiche als Uferschutzstreifen so zu 
bewirtschaften, dass die Gewässerunterhaltung und –entwick-
lung nicht beeinträchtigt wird. Die Breite der Uferschutzstreifen 
(Uferbereiche) beträgt bei Gewässern II. Ordnung 5,0 m von der 
Böschungsoberkante landeinwärts und an Gewässern I. Ordnung 
10,0 m vom äußeren Deichfuß ebenfalls landeinwärts. Zudem sind 
alle Handlungen zu unterlassen, die die Gewässerunterhaltung 
unmöglich machen oder wesentlich erschweren würden.
Mit der Ankündigung der beabsichtigten Gewässerunterhaltungs-
maßnahmen ergeht gleichzeitig gemäß § 41 Abs. 3 WHG für 
alle duldungspflichtigen Personen im Sinne des § 41 WHG die 
Verpflichtung, die Ufergrundstücke in einer erforderlichen Breite 
von 5 m ab Böschungsoberkante landeinwärts so zu bewirtschaf-
ten, dass die Gewässerunterhaltung und die damit verbundenen 
Begleitarbeiten, wie z. B. das Einebnen des Aushubes und Mähgutes 
nicht beeinträchtigt werden. Zuwiderhandlungen schließen einen 
Schadenersatzanspruch nach § 41 Abs. 4 WHG in Verbindung mit 
§ 254 BGB aus.

Die Errichtung aller Anlagen (auch Zäune, feste Koppeln oder 
Gehölzpflanzungen) in und an Gewässern oder den vorgenannten 
Uferbereichen ist gemäß § 87 Bbg Wassergesetz durch die untere 
Wasserbehörde des betreffenden Landkreises genehmigungs-
pflichtig.

Unabhängig davon dürfen solche Anlagen die Gewässerunter-
haltung nicht mehr erschweren, als es den Umständen nach 
unvermeidbar ist. Zudem müssen Anlagen, die durch technische 

Maßnahmen der Gewässer- oder Deichunterhaltung beschädigt 
werden könnten (wie Grenzsteine, Rohrleitungsein- und -ausläufe, 
u. ä.) mit einem Pfahl, mindestens 1,50 m über Geländeoberkante, 
gekennzeichnet werden.

Erhöhen sich die Kosten der Unterhaltung, insbesondere weil ein 
Grundstück in seinem Bestand besonders gesichert werden muss 
oder weil eine Anlage im oder am Gewässer oder Einleitungen die 
Unterhaltung erschweren, so hat der Eigentümer des Grundstücks 
oder der Anlage oder der Verursacher die Mehrkosten zu ersetzen. 
(§ 85 Bbg WG)

Zur reibungslosen Durchführung der Gewässerunterhaltungs-
maßnahmen bitten wir um die Absicherung der notwendigen 
„Baufreiheit“ an den Gewässern und die Gewährleistung der 
ungehinderten Zufahrt und Durchfahrt zur zeitweisen Grund-
stücksbenutzung durch die mit den Unterhaltungsmaßnahmen 
beauftragten Personen oder Dienstleistungsunternehmen.

Für Rücksprachen und Abstimmungen bezüglich der Gewässer- und 
Deichunterhaltung wenden Sie sich bitte an den Gewässerunter-
haltungsverband „Kremitz-Neugraben“, Hauptstraße 23, 04938 
Uebigau-Wahrenbrück, OT Wiederau, Tel. 035365 / 440518, 
Fax. 035365 / 440519, E-Mail: info@guv-kremitz-neugraben.de. 

Wiederau, den 12.06.2017

gez. Claus      
Verbandsvorsteher
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